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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.2016
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Stimm- und Wahirecht

Die Forderung der Jugendverbande und der Jungparteien der SP und der CVP - die
urspringlich ebenfalls im Unterstlitzungskomitee vertretenen Jungfreisinnigen zogen
sich nach einer Konsultation ihrer Sektionen und Mitglieder zurick - nach einer
Senkung des aktiven und passiven Wahlrechtsalters von 18 auf 16 Jahre konnte
lediglich einen Teilerfolg verbuchen . Die SPK des Nationalrats gab einer
entsprechenden  parlamentarischen Initiative  (Pa.lv.  99.457) der jlngsten
Parlamentsabgeordneten, der Sozialdemokratin Ursula Wyss (BE), zwar keine Folge,
formulierte aber eine eigene Motion, welche nur das aktive Wahlrechtsalter senken will
(Mo. 00.3180). Die Wahl von Sechzenhnjéhrigen in politische Amter mache hingegen
angesichts des zivilen Mindigkeitsalters von 18 Jahren wenig Sinn.

Wyss hatte ihre Initiative zugunsten der Motion zurlickgezogen, der Nationalrat lehnte
diese jedoch mit 89:79 Stimmen ab, nachdem die Beflrworter einer Senkung nicht
bereit gewesen waren, sich mit der Uberweisung in Postulatsform zu begnlgen.
Ebenfalls keine Chance hatte eine parlamentarische Initiative Zwygart (evp, BE; Pa.lv.
99.454) fur die EinfUhrung eines Familienstimmrechts, das Eltern als Vertreter ihrer
Kinder zusatzliche Stimmen eingeraumt hatte. Die Ablehnung erfolgte mit 100:M
Stimmen. '

Innere Sicherheit

Im Nachgang einer Recherche der SDA fiel das Schlaglicht der 6ffentlichen Debatte im
Februar 2016 plétzlich auf die schon seit Monaten geplante Verscharfung des EU-
Waffenrechts. Als Reaktion auf die Terroranschlége von Paris im vergangenen Jahr solle
mit der Einschréankung des Waffenbesitzes und -handels nun verhindert werden, «dass
Waffen in die Hande von Terroristen fallen», wie EU-Kommissionsprasident Jean-
Claude Juncker von der NZZ zitiert wurde. Sofern die Richtlinie tatsachlich zustande
kommt, muss die Schweiz als Schengen-Vertragsstaat diese Ubernehmen, um ihre
Mitgliedschaft im Schengener und damit verbunden auch im Dubliner Abkommen nicht
zu gefahrden. Dies erlauterte der Bundesrat in seiner Antwort auf eine entsprechende
Interpellation Ruiz (sp, VD; Ip. 15.4199). Die Schweiz sei jedoch in der zustédndigen
Expertengruppe des Ministerrates vertreten, wenn auch ohne formales Stimmrecht und
nur mit beratender Funktion, was eine gewisse Einflussnahme ermogliche. Von der
Kommission vorgesehen sind unter anderem strengere Registrierungspflichten, ein
Verbot des Onlinehandels von Waffen und Munition, strengere Regeln flr unbrauchbar
gemachte Waffen, ein Bedlrfnisnachweis - sei es als Jager, Sportschitze oder Sammler
- und eine medizinische Untersuchung als Vorbedingungen fur den
Waffenerwerbsschein sowie ein Verbot von zivilen halbautomatischen Feuerwaffen, die
wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen. Diese werden von der EU nicht nur wegen
des relativ leicht mdéglichen Umbaus zu vollautomatischen Waffen, sondern auch
aufgrund ihrer hohen Munitionskapazitat als sehr geféhrlich angesehen. Waffen
ebendieser Kategorie kommen im ausserdienstlichen Schiesswesen in der Schweiz
jedoch zu breitem Einsatz. Die verscharften Regeln liessen es in der Folge auch nicht
mehr zu, dass Armeeangehdrige Ordonnanzwaffen nach dem Ende der Dienstpflicht mit
nach Hause nehmen.

So liess denn auch die Kritik aus dem Umfeld der Waffenlobby nicht lange auf sich
warten. Dora Andres, Prasidentin des Schweizerischen Schiesssportverbandes (SSV),
erklarte in den Medien, der SSV lehne die Vorschlage der Européischen Kommission
vollumfanglich ab. Die Schweiz brauche kein scharferes Waffenrecht und nétigenfalls
werde man dagegen politisch aktiv werden. Mit rund 133'000 Mitgliedern ware der SSV
problemlos referendumsfahig. Schutzenhilfe erhielt Andres auch von burgerlichen
Politikerinnen und Politikern, darunter CVP-Prasident Christophe Darbellay (VS),
welcher die vorgesehenen Regeln gegentuber dem Sonntags-Blick als <«nicht
kompatibel» mit dem schweizerischen Schitzenwesen und der Milizarmee
bezeichnete. FDP-Nationalrdtin Corina Eichenberger (AG) erachtete gegeniber der
Aargauer Zeitung eine Verscharfung des Waffenrechts als schlicht nicht in der Lage,
mehr Sicherheit zu garantieren; es sei ein «Irrglaube», dass mit strengeren Regeln der
kriminelle Waffenmissbrauch verhindert werden kénne. Die Milizarmee und die
Armeewaffen zu Hause seien sogar Teil der «schweizerischen DNA», liess sie im
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Sonntags-Blick verlauten.

Im Marz 2016 gab Bundesréatin Simonetta Sommaruga nach einem Treffen der EU-
Innenminister erste Entwarnung: «Die EU wird der Schweiz das Sturmgewehr nicht
verbieten», wurde sie in der Presse zitiert. Neben der Schweiz hatten sich auch andere
EU-Lander, darunter v.a. baltische und nordische Staaten mit Schitzen- und
Jagertradition, gegen zu zentralistische Verscharfungen gewehrt. In der Folge
verabschiedete der Rat der Innenminister Mitte Juni einen entscharften Entwurf mit
einer eigens auf die Schweiz zugeschnittenen Ausnahmebestimmung. Diese
«Schutzklausel fur das Schweizer Sturmgewehr» (Tages-Anzeiger) ermoglicht es
Schweizer Armeeangehdrigen weiterhin, die Waffe nach Ende der Dienstpflicht zu
behalten. Bedingungen dafur sind allerdings die Mitgliedschaft in einem
Schutzenverein, der Nachweis von jéhrlichen Schiesslibungen sowie die regelmassige
medizinische und psychologische Beurteilung des Waffenbesitzers.

Ebendiese Bedingungen waren es denn auch, welche die Freude Uber den Schweizer
Verhandlungserfolg zumindest auf Seiten der Waffenlobby erheblich tribten. So
schrieb die Basler Zeitung weiterhin von der <«Entwaffnung Hunderttausender
Schweizer Burgerinnen und Blrger»; alle seien auf die Entwarnung Sommarugas
hereingefallen, denn durch die von der breiten Offentlichkeit kaum wahrgenommenen
Bedingungen wirden «unbescholtene Schweizerinnen und Schweizer, die eine Waffe
besitzen», kriminalisiert und «der Grundsatz, wonach der Staat seinen Blirgern so lange
vertraut, bis ihnen eine Straftat bewiesen werden kann, [...] ausgehebelt». Stattdessen
mussten ehemalige Soldaten nun beweisen, «dass sie keine Gewalttater sein wollen>.
Nicht zuletzt sah sie darin Uber Umwege die Umsetzung der 2011 abgelehnten Initiative
gegen Waffengewalt. Auch burgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier tbten
abermals Kritik an der Richtlinie und nun insbesondere an den Bedingungen im
«Schweizer Paragraphen». Von einer «schlimmeln] Einmischung in die Schweizer
Gesetzgebung» (Walter Mdller, fdp, SG) und der Gefdhrdung der Souverénitadt der
Schweiz (Adrian Amstutz, svp, BE) war die Rede. Die Urteile Uber die Richtlinie im
Allgemeinen wie auch Uber die medizinisch-psychologischen Tests im Besonderen
reichten von «inakzeptabel und lacherlich» (Yannick Buttet, cvp, VS) bis zu «absurd»
(Dora Andres, SSV). Der neue CVP-Président Gerhard Pfister (ZG) forderte von
Bundesratin Sommaruga gar eine Erklarung und allfallige Nachverhandlungen in Brussel.
Der SVP-Nationalrat und Prasident des Berner Schutzenverbandes Werner Salzmann
reichte indes Ende September eine Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch
die EU entwaffnen!» ein. Dem Vorstoss zufolge sollte die Schweiz gemeinsam mit jenen
EU-Staaten, die dem neuen Waffenrecht ebenfalls kritisch gegenlberstehen, die
«unannehmbaren Anderungen» bekampfen.

Im Dezember 2016 einigten sich Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Européischen
Kommission und des Europaischen Parlaments auf eine Fassung der Waffenrichtlinie,
Uber die als nachstes das Européaische Parlament befinden wird. Unterdessen war es
der europaischen Waffenlobby gelungen, die Vorlage weiter abzuschwachen. So sieht
der Antrag zuhanden des Europaischen Parlaments kein Verbot halbautomatischer
Waffen mehr vor, sondern lediglich Einschrankungen betreffend den Verkauf und die
maximale Patronenzahl. Den Mitgliedstaaten ist es nun ausserdem freigestellt, ob flr
den Waffenerwerb medizinisch-psychologische Tests erforderlich sind oder nicht. Bei
der Uberfiihrung in nationales Recht bietet die Richtlinie daher einen gewissen
Spielraum. Was jedoch geblieben ist, sind die Mitgliedschaft in einem Schitzenverein
und die regelmassige Teilnahme an Schiessanlassen als Voraussetzungen, damit
Schweizer Armeeangehérige das Sturmgewehr behalten durfen. Diese Punkte waren im
ausgehenden 2016 denn auch die meistkritisierten, denn mit Vereinspflicht und
Schiesszwang wolle die EU die Freiheit und Selbstbestimmung der Schweizer
beschréanken, zeigte sich Werner Salzmann gegenuber der Luzerner Zeitung besorgt. Mit
mehr Dramatik bezeichnete Jean-Luc Addor (VS), SVP-Nationalrat und Vizeprésident
von ProTell, die Schusswaffe als «das Symbol des freien Mannes» und die Reform daher
als unverhaltnismassig. ProTell kiindigte bereits das Referendum an; man toleriere keine
Verschéarfung des Schweizer Waffenrechts. Auch ein Ausschluss aus Schengen/Dublin
wlrde gemaéss diversen Zeitungsberichten von der Waffenlobby damit bewusst in Kauf
genommen. ?
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WAHLEN
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Institutionen und Volksrechte
Wahl- und Abstimmungsverfahren

Das Parlament verabschiedete die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Teilrevision
des Gesetzes iiber die politischen Rechte. Umstritten waren eigentlich nur zwei
Neuerungen: das Projekt E-Voting (d.h. Abstimmen via Internet) und die Kompetenz des
Bundesrats, bei den Nationalratswahlen Kampagnen zur Foérderung der
Stimmbeteiligung und der Erfolgschancen von Frauenkandidaturen durchzufiihren
(sog. Sensibilisierungskampagnen). Gegen den Widerstand der SVP-Fraktion, welche
dem elektronischen Abstimmungsverfahren via Internet aus finanziellen Griinden keine
Dringlichkeit ~ zuerkennen wollte, schuf der erstberatende Nationalrat die
Rechtsgrundlagen flur die Durchfihrung von Pilotversuchen mit E-Voting in den
Kantonen. Am meisten zu reden gaben die Sensibilisierungskampagnen. Die SVP
beantragte Streichung, die Linke wollte den Bundesrat dazu nicht nur erméchtigen,
sondern verpflichten, und Brunner (svp, SG) und Ursula Wyss (sp, BE) - bis Ende 2001
die beiden jungsten im Rat - forderten, dass damit nicht nur weibliche, sondern auch
junge Kandidaturen geférdert wirden. Durchgesetzt hat sich schliesslich die
Kommissionsmehrheit (Kann-Formel) ergénzt durch den Antrag Brunner/Wyss. Im
Standerat war es ebenfalls die Ermachtigung des Bundesrates,
Sensibilisierungskampagnen durchzuftuhren, die zu einer Diskussion Anlass gab. Er
folgte mit 17:15 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit und strich diese Bestimmung. In
der Differenzbereinigung lehnte er zweimal mit knapper Mehrheit (22:20) einen
Vermittlungsantrag Spoerry (fdp, ZH) ab, welcher die Kampagnen auf die Férderung der
Stimmbeteiligung und der angemessenen Geschlechterverteilung beschranken wollte.
Der Nationalrat seinerseits verwies auf den verfassungsmassigen Auftrag zur
ausgeglichenen Vertretung der Geschlechter auch in der Politik und hielt zuerst
zweimal an den Sensibilisierungskampagnen fest. Er gab erst nach, als die
Einigungskonferenz beider Rate einen Verzicht darauf beschlossen hatte. *

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Das Durchschnittsalter in der grossen Kammer blieb mit 50,7 Jahren gegentber 1995
praktisch stabil. Mit 47,6 Jahren ist die SP-Fraktion im Schnitt die jlingste, die FDP mit
53,2 Jahren die élteste im Rat. Die Sozialdemokraten verfigen mit der neugewéahlten
Okonomin Ursula Wyss (BE, Jahrgang 1973) (ber die jingste Frau. Jingster
Parlamentarier blieb aber der St. Galler Landwirt Toni Brunner (svp, Jahrgang 1974).
Altersprasident wurde der 68jahrige Schriftsteller Jacques Neirynck (cvp, VD). *

Ein Novum stellte der starke Fokus auf die Stinderatswahlen dar. Wurden
Standeratswahlkampfe bis anhin eher in den Kantonen ausgefochten, versuchte die SVP
die Wahlen in die kleine Kammer zu einem nationalen Ereignis zu machen. An einer
Medienkonferenz Anfang April kindigte die Volkspartei den Kampf gegen den
»Linksrutsch der europhilen Dunkelkammer™ an. Wenn die Wahlerschaft einen EU-
Beitritt verhindern wolle, musse sie die SVP im Standerat stérken. Die SVP versuchte,
auch den eigentlich vorwiegend personenbezogenen Wahlkampf um den Standerat mit
Themen zu besetzen. Sie bekréaftigte ihr Vorhaben, indem sie mit dem ehemaligen
Bundesrat  Christoph  Blocher (ZH), Parteiprasident Toni  Brunner (SG),
Fraktionspréasident Caspar Baader (BL), dem ehemaligen Bundesratskandidaten Jean-
Francois Rime (FR), Nationalrat Oskar Freysinger (VS), Neo-Stédnderat Adrian Amstutz
(BE; im Sténderat seit Frihjahr 2011) und Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG)
eigentliche Schwergewichte in den Stdnderatswahlkampf schickte. Die Medien nahmen
die Vorlage dankbar auf und schrieben fortan von einem ,Sturm aufs Stockli™. °

Auch im Kanton Bern hatte die Zahl der Listen und Kandidierenden gegenlber den
Wahlen 2007 erneut zugenommen. 545 Kandidierende auf insgesamt 28 Listen
kédmpften um die 26 Nationalratssitze, von denen drei frei wurden: Therese Frosch (gp),
Simon Schenk (svp) und Pierre Triponez (fdp) hatten ihren Ricktritt eingereicht. Damit
traten 31 Kandidierende mehr an als bei den Wahlen vier Jahre zuvor. Die vier
zuséatzlichen Listen im Vergleich zu 2007 waren unter anderem der BDP und der GLP
aber auch der Piratenpartei geschuldet, die alle neu antraten. Die SVP trat neu nur noch
mit einer Liste an, die SP daflr gleich mit drei (inkl. Juso und Secondas). Der
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WAHLEN
DATUM: 20.11.2011
MARC BUHLMANN

Frauenanteil (33,9%) unter den Kandidierenden war im Vergleich zu 2007 ricklaufig
(35,8%). Die linken Krafte (SP, GP, AL, PdA) und die Mitte (EVP, CVP, GLP, Tierpartei)
gingen Listenverbindungen ein, wéhrend die SVP und die FDP anders als noch 2007 den
Alleingang wahlten. Eine bereits im Méarz angeregte Verbindung zwischen SVP, BDP und
FDP kam insbesondere aufgrund der Weigerung der BDP nicht zustande, die sich als
frische Kraft im Alleingang profilieren wollte. Die Frage war insbesondere, ob die BDP,
die nach der Abspaltung von der SVP zwei urspriingliche SVP-Sitze innehatte, zusetzen
konnte und ob dies auf Kosten der SVP geschehen wirde. Die SP wollte zudem ihren
Sitz, den sie aufgrund des Parteiaustrittes von Ricardo Lumengo verloren hatte,
zurlckerobern. Dieser selber hatte kurz vor den Wahlen noch die Sozio-liberale Partei
gegrindet, mit der er ebenfalls wieder antrat.

Tatsachlich war die BDP die grosse Gewinnerin im Kanton Bern: Sie verbuchte auf
Anhieb 14,9% Waéhleranteil. Damit konnte sie nicht nur die beiden bisherigen Sitze
halten, sondern zwei weitere dazugewinnen: neu schickte die BDP Urs Gasche und
Lorenz Hess ins Bundeshaus. Darliber hinaus wurde sie auf Anhieb drittstarkste Partei.
Die Gewinne gingen allerdings wider Erwarten nicht génzlich auf Kosten der SVP,
sondern auch der CVP und der FDP. Die SVP verlor lediglich 4,6 Prozentpunkte und
wusste neu 29% der Berner Wahlerschaft hinter sich. Damit konnten die acht Sitze, die
seit der Trennung mit der BDP noch im Besitz der Berner SVP waren, gehalten werden.
In den Nationalrat gewahlt wurden neben dem Stdnderat Adrian Amstutz, der die
meisten Stimmen im Kanton erhielt (126'279), neu auch Albert Résti und Nadja Pieren.
Abgewéhlt wurden hingegen Jean-Pierre Graber und Thomas Fuchs, der erst Anfang
Berichtjahr fir Amstutz nachgerutscht war. Mit der Abwahl von Graber war der Berner
Jura zum ersten Mal seit 1848 nicht mehr in Bern vertreten. Zu den Siegern gehorte die
in Bern zum ersten Mal antretende GLP, die 5,3% der Wahlerschaft und zwei Sitze
gewinnen konnte. Vertreten wird die Berner GLP durch die neu gewahlten Kathrin
Bertschy und Jirg Grossen. Die Sitzgewinne von BDP und GLP gingen vor allem auf
Kosten der burgerlichen Parteien. Die CVP, die ihren Wahleranteil von 4,7% auf 2,1%
halbiert sah, verlor ihren Sitz: Abgewahlt wurde Norbert Hochreutener. Die FDP, die
ebenfalls einen starken Rickgang ihrer Wéhlerinnen und Wéhler verzeichnen musste (-
6,4 Prozentpunkte, neu: 8,7%) busste zwei ihrer vier Sitze ein. Neben dem
zurlickgetretenen Triponez wurde Peter Flick abgewahlt. Die EDU schliesslich verlor
ihren einzigen von Andreas Brdnnimann gehaltenen Sitz ebenfalls, obwohl die
Waéhlerverluste vergleichsweise moderat ausfielen (-0,5 Prozentpunkte, neu: 3,1%).
lhren Sitz halten konnte hingegen die EVP mit 4,2% Wahleranteil (-1,2 Prozentpunkte).
Auch im links-grinen Lager mussten Verluste an Wahlerstimmen in Kauf genommen
werden, die sich allerdings nicht in Sitzverlusten manifestierten. Die SP, die mit 19,3%
Waéhleranteil (-1,9 Prozentunkte) zweite Kraft blieb, konnte den Sitz des abgewahlten
Ricardo Lumengo zurlckerobern und hielt ihre insgesamt sechs Sitze. Fir den im
zweiten Wahlgang in den Stédnderat gewéhlten Hans Stockli rutschte der Berner
Stadtpréasident Alexander Tschappéat nach. Auch Matthias Aebischer gehdrte zu den
neuen Gesichtern in der SP-Fraktion. Die Grinen konnten ihre drei Sitze ebenfalls
halten, obwohl auch sie im Vergleich zu 2007 Federn lassen mussten (-3,5
Prozentpunkte, neu: 9,4%). Fur die zurlickgetretene Therese Frésch wurde Regula Rytz
gewahlt. Die GP und die SP profitierten dabei von ihrer Listenverbindung: gleich zwei
Restmandate fielen den beiden Parteien zu. Bern gehdrte zu einem der wenigen
Kantone, in dem der Frauenanteil unter den Abgeordneten zunahm, ndmlich von 30,8%
auf 42,3%. Die Stimmbeteiligung war ebenfalls héher als noch 2007 und lag bei 50,4%
(2007: 46,4). °

Im Kanton Bern lancierte die Linke mit Hans Stockli (sp) und Alec von Graffenried (gp)
die Rickeroberung des linken Standeratssitzes, den sie im Frihling bei der Ersatzwahl
von Bundesratin Sommaruga an die SVP verloren hatte. Die damals unterlegene Ursula
Wyss hatte sich Ende April entschieden, nicht mehr anzutreten. Die SVP trat hingegen
wieder mit dem damals erfolgreichen und amtierenden Adrian Amstutz (svp) an, der
sich wahrend des Wahlkampfes ungewohnt staatsménnisch gab. |hren aufgrund der
Abspaltung von der SVP 2008 geerbten Sitz wollte die BDP mit Werner Luginbunhl
verteidigen. Neben diesen vier politischen Schwergewichten kandidierten sechs
weitere Personen: Christian Wasserfallen (fdp), Marianne Streiff-Feller (evp), Andreas
Brénnimann (edu), Norbert Hochreutener (cvp), Joseph Rothenfluh (parteifrei.ch) und
Rolf Zbinden (pda).

Diese sechs erreichten allerdings zusammen weniger als die Halfte der Stimmen der vier
Erstplatzierten und zogen sich - mit Ausnahme von Rothenfluh - konsequenterweise
fir den auch wegen der hohen Kandidatenzahl starken Aufsplitterung der Stimmen
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notigen zweiten Wahlgang zurtick. Von den vier Favoriten hatte keiner die fur das
absolute Mehr nétige Stimmenzahl erreicht. Am meisten Stimmen erhielt Amstutz
(143'350), gefolgt von Luginbihl (142'423) und Stockli (128'633). Von Graffenried folgte
auf Rang vier (106'081). Die Linke war sich uneins, ob es besser sei mit beiden
Kandidierenden wieder anzutreten. Ein Doppelticket hatte eine starkere Mobilisierung
aber auch gegenseitige Konkurrenz bedeutet. Dass sich von Graffenried schliesslich
zurlickzog, erwies sich im zweiten Wahlgang als gewinnbringende Strategie flr das links-
grine Lager. Die Griinen empfahlen ihrer Wahlerschaft neben Stockli auch Luginbuhl.
Letzterer wurde auch von der SVP - neben Amstutz - zur Wahl empfohlen. Luginbiihl
setzte sich aufgrund der breiten Unterstitzung denn auch deutlich mit 216'685
Stimmen durch. Entgegen den Erwartungen lag jedoch Stéckli (166'990) lUberraschend
deutlich vor Amstutz (147'787) an zweiter Stelle. Damit hatte die SVP ihren erst im
Frihjahr des Berichtjahres eroberten Stédnderatssitz bereits wieder verloren. Das
Resultat wurde als Absage an die historische ungeteilte blrgerliche Standesstimme
interpretiert. Die Wéhlerschaft in der Mitte habe mehr Gemeinsamkeiten mit Stockli als
mit Amstutz gesehen, so das einhellige Medienurteil. Die Nichtwahl von Amstutz, der
sich mit der héchsten kantonalen Stimmenzahl fir die Nationalratswahlen trésten
konnte, hatte zur Folge, dass der aus dem Nationalrat abgewéhlte Jean-Pierre Graber
(svp) nicht in die grosse Kammer nachrutschte und damit der Berner Jura zum ersten
Mal seit 1848 nicht mehr in Bern vertreten war. Die spannende Ausgangslage vermochte
die Wahlerschaft auch fir den zweiten Wahlgang zu mobilisieren: die Beteiligung fur
den zweiten Wahlgang lag bei 46,8%.’

Standeratsersatzwahlen

Nach der Ende September 2010 vorgenommenen Wahl von Simonetta Sommaruga zur
Bundesratin musste der Berner Standeratssitz neu besetzt werden. Vier Kandidierende
bewarben sich um die Nachfolge der neu gekiirten SP-Bundesratin. Die SP-
Nationalratin und Fraktionsprasidentin Ursula Wyss wurde Ende November einstimmig
von der Berner SP fur die Verteidigung des Sitzes der Sozialdemokraten nominiert. Die
SVP wollte den Sitz mit Nationalrat Adrian Amstutz erobern. Die FDP schickte -
unterstitzt von der BDP - Nationalratin Christa Markwalder ins Rennen und Marc Jost
wollte fur die EVP einen Sitz in der kleinen Kammer gewinnen. Die Grinen, die selber
keine Kandidierenden aufstellten, unterstltzten Wyss (sp). Fir Aufsehen sorgte die
Wahlwerbung der Bundesrdte Sommaruga (sp) und Schneider-Ammann (fdp) fir die
jeweiligen Kandidierenden. Die ansonsten ziemlich profilierten Kandidierenden gaben
sich im Vorfeld der Wahlen betont staatsblrgerlich. Die Ersatzwahl wurde in den
Medien als nationale Richtungswahl mit Signalwirkung fur die Wahlen im Herbst
beschrieben.

Die aufgrund der personlichen Resultate fir die Nationalratswahlen 2007 erwartete
Reihenfolge - alle vier hatten 2007 mit Ausnahme von Jost erfolgreich fur die grosse
Kammer kandidiert - trat im ersten Wahlgang ein: Amstutz erhielt 136'622 Stimmen
(38,9% der Stimmen) und lag vor Wyss, die 117'833 Stimmen (33,6%) erreichte.
Markwalder erzielte ein fur sie enttduschendes Resultat und kam auf lediglich 69'303
Stimmen (19,7%). Sie erklérte sich das Resultat auch mit den gleichzeitig mit der
Ersatzwahl stattfindenden kantonalen und nationalen Abstimmungen
(Waffenschutzinitiative, Ersatz KKW Muhleberg und Motorfahrzeugsteuer), die vor allem
Wahlerinnen und Wahler am Rand des politischen Spektrums mobilisiert hatten.
Abgeschlagen auf Rang vier lag Jost mit 27'553 Stimmen (7,8%). Das absolute Mehr
verpassten alle vier. Wohl auch aufgrund der erwéhnten, zeitgleich stattfindenden
Abstimmungen lag die Wahlbeteiligung flir den ersten Wahlgang bei beachtlichen
50,8%. Jost und Markwalder zogen sich in der Folge zuriick, was insbesondere die BDP
und die FDP in ein Dilemma stirzte: Beide Parteien konnten sich nicht zu einem
blrgerlichen Schulterschluss durchringen. Sowohl die FDP als auch die BDP gaben in
der Folge keine Wahlempfehlung ab, da nur noch Kandidierende aus Polparteien zur
Wahl stiinden. Auch die CVP und die EVP verzichteten auf eine Empfehlung. Nur die
GLP sprach sich - neben den Griinen - fir Wyss (sp) und die EDU fir Amstutz (svp) aus.
Einzelne Burgerliche - darunter auch die ehemalige Standeratin Christine Beerli -
empfahlen ebenfalls Wyss zur Wahl, welche ihrer Ansicht nach das kleinere Ubel
darstellen wirde. Der zweite Wahlgang verhiess Spannung und das Resultat war denn
auch 3usserst knapp. Die SVP konnte den Sitz von der SP erobern. Amstutz (svp)
machte mit 163'637 Stimmen das Rennen. Wyss (sp) unterlag mit 159'900 Stimmen,
hatte also den Rickstand aus dem ersten Wahlgang von tber 18'500 Stimmen auf noch
gut 3'5600 Stimmen verkleinert. Trotzdem musste die SP ihren 2003 eroberten Sitz
wieder abgeben. Amstutz punktete - wie bereits im ersten Wahlgang - vor allem auf
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dem Land und Wyss in den Stadten und im Berner Jura. Die flr einen zweiten Wahlgang
hohe Beteiligung von 46,3% widerlegte die vorgangige Beflirchtung, dass viele
burgerliche Wahlerinnen und Wéhler nicht stimmen wirden, da fur sie weder Wyss
noch Amstutz eine WahImoglichkeit darstellen wirde. Letztlich entscheidend war, dass
die SVP stérker mobilisieren konnte als die SP. Die SVP feierte den Erfolg als optimalen
Auftakt ins Wahljahr, in welchem auch die kleine Kammer erobert werden sollte . Die SP
ihrerseits kundigte an, im Herbst durch das knappe Resultat gestarkt wieder
anzutreten. Fir Amstutz rickte Thomas Fuchs (svp) in den Nationalrat nach.
Uberschattet wurde die Wahl von drei Stimmrechtsbeschwerden: Auslandschweizer
beanstandeten, dass sie das Wahlmaterial fir den zweiten Umgang zu kurz vor der Wahl
erhalten hatten und so ihre Stimme nicht fristgerecht abgeben konnten. Die junge FDP
hatte in der Folge noch vor dem zweiten Wahlgang eine Verschiebung verlangt. Laut der
Verordnung Uber politische Rechte des Kantons Bern mussen die Wahlunterlagen
spatestens funf Tage vor der Wahl bei den Wahlberechtigten sein. Das
Verwaltungsgericht entschied Ende Mai, dass die Rechtslage eine Privilegierung der
Auslandschweizer nicht erlaube und diese mit einer spaten Zustellung leben mussten.
Die Beschwerde wurde ans Bundesgericht weitergezogen, welches diese im September
dann auch deshalb abwies, weil eine Beteiligung der Auslandschweizer das Resultat
nicht verédndert hatte und deshalb eine Wiederholung der Wahl nicht angebracht sei. ®

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Les chambres ont adopté une motion Wyss (ps, BE), qui demandait au Conseil fédéral
de s’engager résolument, sur la scéne internationale, en faveur de réglementations
contraignantes qui fixent les responsabilités des entreprises militaires et des forces de
sécurité privées en matiere de respect du droit international et des droits de
I'homme. ?

Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Le Conseil fédéral a transmis aux Chambres sa proposition pour la révision de la loi sur
le service civil, dont la modification majeure concerne une notable réduction de sa
durée: de 1.5 fois la période du service militaire, I'engagement civil passera a 1.3 fois,
soit 390 jours d'affilée au lieu de 450. Le projet du gouvernement, ratifié en fin d’année
par la commission de sécurité du Conseil national, conserve avant tout a ce service la
notion de «remplacement», en réaction a l'initiative parlementaire déposée par Ursula
Wyss (ps, BE) (Iv.pa. 01.406) demandant la prise en considération égale de I'engagement
militaire et civil, dés lors équivalents dans leur durée (300 jours) et soumis au libre
choix de I'appelé. Cette initiative a été refusée par la Chambre du peuple par 93 voix
contre 52. Dans son texte, le gouvernement maintient ainsi I'existence des commissions
indépendantes chargées de déterminer la sincérité des motivations, pour des causes
éthiques, politiques ou religieuses.

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
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Strukturpolitik

Als Zweitrat Uberwies auch der Standerat die Motion Amstutz (svp, BE), welche verlangt,
dass auch in Zukunft fahrplanmassige Bustransporte fiir Touristen von den Flughafen
in die Fremdenverkehrsorte angeboten werden dirfen. "

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

Die Finanzplatzkrise beschaftigte das Parlament nicht nur im politischen Tagesgeschaft,
sondern auch in seiner Funktion als Oberaufsichtsbehérde. Zwischen Méarz 2009 und
Mai 2010 untersuchten die Geschéftsprifungskommissionen beider Réate (GPK) die
Zweckmassigkeit und Wirksamkeit des Rettungspakets zugunsten der UBS sowie die
Massnahmen, die getroffen worden waren, um dem zunehmenden Druck der US-
Behorden zu begegnen. Parallel zur laufenden GPK-Untersuchung versuchte eine
Koalition aus SVP und dem linksgrinen Lager wunter dem Eindruck des
Bundesverwaltungsgerichtsurteils zur Schutzverfigung der Finma vergeblich, eine
Parlamentarische Untersuchungskommission PUK einzusetzen. Nachdem das Blro des
Standerats im Marz eine vom Buro des Nationalrats lancierte und vom Rat gegen die
geschlossen stimmenden FDP- und BDP-Fraktionen akzeptierte parlamentarische
Initiative zur Einsetzung einer PUK blockiert und den Entscheid bis zum Erscheinen des
GPK-Berichts Ende Mai auf die Sommersession vertagt hatte, versuchten die PUK-
BeflUrworter vergeblich mit einer im Marz lancierten und vom Rat in gleicher
Konstellation akzeptierten Motion Wyss (sp, BE) den Entscheid des Standerats in der
Frihlingssession zu erwirken. Dieser legte fest, auch dieses Geschéaft erst in der
Sommersession zu behandeln. In der Sommersession stimmte das Bliro des Standerats
der Initiative dann nicht zu, wohingegen der Nationalrat ihr mit den Stimmen der mit
dem GPK-Bericht unzufriedenen SP, GP, SVP und eines Teils der CVP Folge gab. In der
gleichen Lesung folgte der Stéanderat schliesslich der Empfehlung seines Blros, stimmte
der Initiative nicht zu und lehnte auch die Motion ab. ™

Offentliche Finanzen

Indirekte Steuern

In seiner Antwort auf die Fragen Keller (svp, ZH) und Wyss (sp, BE) (Frage 05.5185)
erklarte der Bundesrat, die Ergebnisse der Vernehmlassung zur Anderung des
MineralOlsteuergesetzes lagen vor. Der Bundesrat wolle sie noch im Herbst
veroffentlichen. Die Plane zur Férderung von umweltschonenden Treibstoffen waren
mehrheitlich auf ein positives Echo gestossen.

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Post und Telekommunikation

Die hohen Roamingkosten flir Kunden schweizerischer Mobilnetzanbieter
beschéaftigten im  Berichtsjahr  verschiedene  Akteure.  Auf  Druck von
Konsumentenorganisationen raumte Swisscom ihren Kunden ab Februar die
Méglichkeit ein, eine personliche Kreditlimite festzulegen fur Ferngesprache aus dem
Ausland, die Uber das Mobiltelefon getatigt werden. Im Juni kindigten Swisscom und
Sunrise an, Warnungen und Kostenlimiten flrs Datenroaming einfihren zu wollen. Im
Herbst gab Swisscom bekannt, die Roamingtarife schrittweise auf 65 Rappen pro
Gespréach zu senken. Eine im Mai des Berichtsjahrs im Nationalrat eingereichte Motion
Fuchs (svp, BE) verlangte ,Faire Handy- und SMS-Gebihren auch flr Schweizerinnen
und Schweizer™. Darin wird der Bundesrat aufgefordert, die Hochsttarife fur das
Roaming an den EU-Standard anzupassen, der bis zu viermal tiefer angesetzt ist als die
Schweizer Preise. Der Vorstoss wurde nach Fuchs' verpasster Wiederwahl im Oktober
von Nathalie Rickli (svp, ZH) tbernommen. In der ersten Session der 49. Legislatur nahm
der Rat gegen den Willen des Bundesrats mit 181 zu 5 Stimmen eine praktisch
gleichzeitig eingereichte, inhaltlich deckungsgleiche Motion Wyss (sp, BE) an. ™
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Zwei im Jahr 2011 eingereichte Motionen zu den als zu hoch empfundenen
Mobiltelefonie-Gebiihren fir Dienstleistungen von inldndischen Anbietern im Ausland
wurden im Berichtjahr von den Raten behandelt. Die fast gleichlautenden Motionen
Wyss (sp, BE) und Fuchs (svp, BE) verlangen vom Bundesrat die Festlegung einer
Preisobergrenze flr die Mobiltelefonie-Geblhren, welche tUber Schweizer Anbieter im
Ausland anfallen. Die Kommission fir Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) des
Standerates hat mit Blick auf den Handlungsbedarf und auf die technische Entwicklung
ein Postulat (13.3009) eingereicht, welches den Bundesrat einladt, bis Ende 2014 einen
Bericht Uber die Entwicklung der Roaming-Geblhren zu verfassen. Dabei sollen
folgende Punkte betrachtet werden: Preise beim Mobilfunkverkehr mit EU-Landern und
mit Nicht-EU-Landern, die technologische Entwicklung, neue Geblihrenmodelle sowie
den Regelungsbedarf und die Regelungsméglichkeiten des Bundes. Die Kommission
empfahl, die Motionen Wyss und Fuchs zu sistieren und stattdessen das Postulat zu
Uberweisen. Die Motion Wyss ,Schluss mit Uberrissenen Handy-Gebulhren im Ausland™
wurde am 19. Marz des Berichtjahrs vom Standerat mit 22 zu 14 Stimmen bis Ende 2014
sistiert. Das Postulat der KVF-SR wurde am selben Tag Uberwiesen. Ebenfalls im Méarz
nahm der Nationalrat die Motion Fuchs (svp, BE) an: Bundesratin Leuthard betonte in
der Debatte die Freiheit des Marktes und den Umstand, dass technische Lésungen von
den Anbietern gesucht und eingefuhrt wirden, und beantragte deshalb die Ablehnung
der Motion. Natalie Rickli (svp, ZH), welche die Motion nach Ausscheiden von Fuchs aus
dem Parlament Ubernommen hatte, forderte hingegen, dass mit der Annahme der
Motion der Druck auf die Telekomanbieter aufrechtzuerhalten sei, bis sich die Situation
fur die Schweizer Kunden tatsachlich gebessert habe. Der Nationalrat nahm die Motion
mit 162 zu 12 Stimmen an, wobei die ablehnenden Stimmen grdsstenteils der FDP-
Fraktion angehorten. Der Standerat verhandelte die Motion im Juni des Berichtjahrs
und sistierte sie ebenfalls. Es wurde argumentiert, dass eine Preisregulierung durch die
Schweiz im internationalen Markt nicht akzeptabel sei und dass technische Losungen
auf dem Weg zur Realisation seien. Geméass dem Postulat der KVF des Standerates
werde der Bundesrat die Situation aufzeigen und durch die Sistierung kénne die
Forderung spater wieder aufgenommen werden, falls dies notwendig sei. Es wurde
darauf hingewiesen, dass die inhaltlich &hnliche Motion Wyss bereits aus diesen
Grinden sistiert worden sei. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation im September
des Berichtjahrs und sistierte die Motion geméass dem einstimmigen Antrag seiner KVF-
NR [26].

Ein Postulat der KVF-SR bezlglich der Mobiltelefonie-Gebiihren und insbesondere
auch der Roaming-Geblhren hatte Anliegen zweier Motionen aufgenommen (Motionen
Wyss (sp, BE; Mo. 11.3524) und Fuchs (svp, BE; Mo. 11.3472), welche sistiert worden
waren. Das Postulat wurde im Marz 2013 angenommen, im November 2014 legte der
Bundesrat den «Fernmeldebericht 2014 zur Entwicklung im schweizerischen
Fernmeldemarkt und zu den damit  verbundenen gesetzgeberischen
Herausforderungen» in Erfullung des Postulats vor. Bezlglich Roaming stellte der
Bundesrat darin fest, dass gegenwartig «vieles im Fluss» sei und sich eine
Preisregulierung nicht aufdrange. Im Juni 2015 schrieb der Standerat das Postulat auf
Antrag des Bundesrates ab. ™

Umweltschutz
Naturgefahren

Nach dem Nationalrat im Vorjahr stimmte auch der Stédnderat einer Motion Wyss (sp,
BE) zu, welche den Bundesrat auffordert, ein meteorologisches Zwei-Stufen-
Warnsystem zu etablieren, das eine prazise Unwetterwarnung der Bevdlkerung,
insbesondere bei Hochwassern und Stirmen, gewahrleistet. Geméass dem Bericht der
UREK-SR verflige MeteoSchweiz bereits Uber ein zweistufiges Warnsystem und warne
die Behorden der Kantone und des Bundes vor Unwettern; die kantonalen
Einsatzorgane des Bevolkerungsschutzes ergriffen die erforderlichen Massnahmen. Die
Information der Bevolkerung sei ebenfalls Sache der Kantone, erfolge aber
normalerweise Uber MeteoSchweiz. Handlungsbedarf bestehe bei der Schnittstelle
zwischen MeteoSchweiz und den privaten Wetterstationen. Diese seien zwar
interessiert, gefahrliche und medientrachtige Wetterereignisse vorherzusagen, fur die
Bevolkerung sei es aber oft schwierig, zwischen der offiziellen Warnung und
inoffiziellen Mitteilungen der privaten Stationen zu unterscheiden. ”
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Klimapolitik

Der Rat Uberwies eine Motion Wyss (sp, BE), mit der der Bundesrat aufgefordert werden
soll, dem Parlament ein Konzept fiir die Klimapolitik nach dem Kyoto-Stichdatum 2012
vorzulegen sowie die Postulate der Grinen Fraktion flr einen nationalen Klimabericht
(Po. 06.3594) und von Riklin (cvp, ZH) zu einer koh&renten Klimapolitik im Rahmen eines
nationalen Klimaprogramms (Po. Riklin, 06.3627).

A la suite du Conseil national I'année précédente, le Conseil des Etats a approuvé la
motion Ursula Wyss (ps, BE) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer un programme de
mise en ceuvre de la Convention-cadre des Nations Unies sur les changements
climatiques pour I’aprés-Kyoto. Cette politique climatique nationale aura notamment
pour objectif de réduire de 15 a 30% les émissions de CO2 entre 2012 et 2020. "

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Arbeitszeit

Obgleich die Mehrheit der vorberatenden Kommission flr Folgegeben plédierte, setzte
sich im Nationalrat eine rechtsburgerliche Minderheit mit 93 zu 83 Stimmen durch und
verwarf eine von Vertreterinnen und Vertretern aller Fraktionen mitunterzeichnete
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) (Pa.lv. 01.437), die
mindestens eine funfte Ferienwoche fur Arbeitnehmende Gber 50 Jahren einflhren
wollte. Ebenfalls abgelehnt wurde eine parlamentarische Initiative Wyss (sp, BE) (Pa.lv.
01.445), die sechs Wochen Ferien fir Lehrlinge und jugendliche Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen verlangte. %

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

Im Juli lancierte ein Komitee ,Pro Jugendschutz - gegen Drogenkriminalitat™ die
Volksinitiative ,FUr eine verninftige Hanf-Politik mit wirksamem Jugendschutz". Diese
~Hanfinitiative™ verlangt die Straffreiheit fir den Konsum, Besitz und Erwerb von
psychoaktivem Hanf zum Eigenbedarf sowie eine staatliche Kontrolle von Anbau und
Handel. Letzteres kdnnte in Konflikt stehen mit einer UNO-Vereinbarung, die seit 1970
auch fur die Schweiz gilt. Der Entwurf zur BetMG-Revision hatte ebenfalls ein
behordliches Toleranzregime fur Anbau und Handel vorgesehen, dieses aber mit einer
Kann-Formulierung versehen, was jederzeit eine Aufhebung ermdglicht hatte. Trotz
dieser volkerrechtlichen Unklarheit nahmen im Initiativkomitee neben Vertretern der
SP - Cavalli (TI), Fetz (BS), Garbani (NE), Janiak (BL) und Wyss (BE) - und der Grinen
(Lang, ZG und Mdiller, AG)- auch Abgeordnete aus den blrgerlichen
Bundesratsparteien - Kleiner (AR), Markwalder-Bér (BE) und Noser (ZH) fir die FDP
sowie Frick (SZ) und Maissen (GR) fir die CVP - bis hin zur SVP (Jenny, GL) Einsitz.

Sozialversicherungen
Invalidenversicherung (V)

Au Conseil des Etats, les sénateurs ont rejeté par 27 voix contre 13 une proposition de
minorité Fetz (ps, BS) demandant un renvoi au Conseil fédéral afin d’évaluer les effets
de la cinquieme révision de I'Al et de recenser le nombre de rentiers souffrant de
troubles somatoformes qui ont été réinsérés dans le monde du travail une année apres
I"'entrée en vigueur de la révision 6a. La minorité a estimé que la révision proposée se
concentre beaucoup sur les mesures d’économie sans véritablement proposer de
mesures de réinsertion effective sur le marché de I'emploi. Lors de la discussion par
article, les sénateurs ont rejeté par 19 voix contre 15 une proposition de la commission
visant a limiter les mesures de réadaptation dans le temps a deux ans maximum avec
des possibilités de prolongement exceptionnel d'une année. Le Conseil fédéral a estimé
que cela concerne les personnes souffrant de handicap psychique qui sont facilement
sujettes a des rechutes et donc qu’il est inutile et contreproductif de limiter cette
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durée dans le temps. Le Conseil des Etats a rejeté par 31 voix contre 12 une minorité
Maury Pasquier (ps, GE) demandant |'abrogation de l'autorisation de suspendre le
versement d’une rente a titre provisionnel sans préavis lors de soupcon de fraude. Il a
également rejeté par 31 voix contre 12 une minorité Amstutz (udc, BE) visant
principalement a diminuer les rentes si les liquidités et les placements de fonds
tombent en dessous de 40%. Il a en revanche adopté par 34 voix contre 8 une minorité
Maury Pasquier (ps, GE) recommandant d’adhérer a la proposition du Conseil fédéral et
de rejeter celle de la commission qui souhaite supprimer la limite dans le temps de la
suspension de 'adaptation des rentes a I’"évolution des prix. Il a également adopté par
31voix contre 12 une proposition Emanant de sa commission souhaitant ne pas toucher
aux droits acquis des personnes de moins de 55 ans. Au vote d’ensemble, les sénateurs
ont adopté la loi par 30 voix contre 9. Lors de la discussion, le traitement de la loi a été
séparé en deux afin d’examiner dans un deuxieme volet la question de la répartition du
financement des frais de traitement en établissement hospitalier des bénéficiaires de
I’Al. Ainsi, les sénateurs ont adopté une proposition Kuprecht (udc, SZ) visant a
maintenir la part des cantons a 20% des colts et celle de la Confédération & 80%.
L'expiration de la précédente répartition a la fin de I'année aurait soumis les différents
acteurs a la loi sur le financement hospitalier et aurait entrainé I'augmentation de la
part des cantons a 55%.

Soziale Gruppen
Kinder- und Jugendpolitik

Nationalrat Janiak (sp, BL) verlangte in einer Motion den Erlass eines Rahmengesetzes,
das Bund und Kantone auf eine umfassende Jugendférderungspolitik verpflichtet;
zudem sei eine Bundesstelle zu errichten, welche die Arbeiten aller
Verwaltungseinheiten, die mit Jugendfragen zu tun haben, koordiniert und die Kantone
in ihren diesbezlglichen Anstrengungen unterstutzt. Der Bundesrat war grundséatzlich
mit dem Anliegen der Motion einverstanden und beflirwortete auch den Weg Uber ein
Rahmengesetz. Wegen mangelnder personeller Ressourcen beantragte er aber
Umwandlung in ein Postulat. Der Motiondr war demgegenlber der Ansicht, die
Forderung, die seit mindestens 1995 auf dem Tisch liege, dulde keinen weiteren
Aufschub, weshalb er an der verbindlichen Form seines Vorstosses festhielt. Der
Nationalrat folgte seiner Argumentation und nahm die Motion mit 89 zu 63 Stimmen an.
Gleichzeitig Uberwies er eine Motion Wyss (sp, BE) fiir eine Forderung der politischen
Beteiligung der Jugendlichen als Postulat. %

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Mittelschulen

Ein Postulat Wyss (sp, BE) wollte das Austauschjahr fir Schilerinnen und Schiler
fordern. Der Bundesrat wurde darin aufgefordert, zusammen mit der EDK
gesamtschweizerische Vorgaben zu prifen, welche die Gleichbehandlung aller
Schulerinnen und Schuler einer jeweiligen Austauschdestination gewéhren. Der
reziproke Austausch von Schulerinnen und Schilern mit dem Ausland soll gefordert
werden. Beméngelt werden muss gemass dem Postulat, dass die Bestimmungen der
Schulen, wann ein Austauschjahr absolviert werden darf, unterschiedlich gehandhabt
werden. Der Bundesrat wies vergeblich darauf hin, dass dem Bund keine Kompetenz
zusteht, in diesem Bereich gesamtschweizerische Vorgaben zu machen. Der Nationalrat
nahm das Postulat knapp, mit 97 zu 93 Stimmen, an. ?*
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VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS

DATUM: 18.10.2017

ANJA HEIDELBERGER

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Medien
Radio und Fernsehen

Knapp finf Monate bevor das Volk Uber die ganzliche Abschaffung der Billag-GebUhren
befinden wird, erladuterte das UVEK in einer Medienmitteilung, dass die Radio- und
Fernsehabgabe ab 1. Januar 2019 CHF 365 pro Jahr, also einen symboltrachtigen
Franken pro Tag betragen werde. Die Abgabe wird folglich pro Haushalt um CHF 86 pro
Jahr oder um fast 20 Prozent reduziert. Abgabepflichtig sind wie im RTVG-Gesetz
festgehalten und durch ein fakultatives Referendum bestéatigt, alle Haushalte -
unabhéangig davon, ob sie ein Empfangsgerdt besitzen oder nicht - und alle
Unternehmen mit einem Jahresumsatz Uber CHF 500'000. Ausgenommen von der
Gebulhr sind Bezlgerinnen und Bezluger von Ergénzungsleistungen und Taubblinde;
Personen ohne Empfangsgerate kdnnen wahrend einer Ubergangszeit von fiinf Jahren
auf Gesuch von der Abgabe befreit werden. Kollektivhaushalte, zum Beispiel
Studentenheime, bezahlen in Zukunft insgesamt CHF 730, mussen die GebUlhr aber
nicht mehr pro Haushalt einzeln entrichten. Etwa drei Viertel aller Unternehmen
befinden sich unterhalb der Umsatzgrenze und bezahlen entsprechend keine Geblhr,
anschliessend richtet sich die GeblUhrenhdhe progressiv nach den Umsatzen der
Unternehmen (CHF 500'000 bis 1 Mio.: CHF 365, CHF 1 Mio. bis 5 Mio.: CHF 910, usw.,
ab CHF 1 Mrd.: CHF 35'5690).

Die SRG wird zwischen 2019 und 2022 einen teuerungsbereinigt gleich bleibenden, auf
CHF 1.2 Mrd. pro Jahr plafonierten Abgabenanteil erhalten. Erhéht wird der Anteil fur
konzessionierte Privatstationen; sie erhalten zuklnftig wie vom Parlament gefordert 6
Prozent des gesamten Ertrags der Abgabe - den maximalen gemass RTVG moglichen
Anteil. Auch die SDA wird mit CHF 2 Mio. pro Jahr unterstitzt werden. Im Unterschied
zu frither werden Uberschiisse neu auf ein Bundeskonto einbezahlt, damit sie fir
spatere Gebuhrensenkungen verwendet werden kénnen. Alle zwei Jahre Uberprifen
Bundesrat und Preisliberwacher die Abgabentarife.

Bereits im Abstimmungskampf zum RTVG hatte Medienministerin Leuthard
angeklndigt, die Gebuhr deutlich senken zu wollen. Die Medien beurteilten die
Mitteilung unterschiedlich. Allesamt sahen sie darin - trotz gegenteiliger
Versicherungen von Leuthard - einen politischen Entscheid im Hinblick auf die No-
Billag-Initiative. Die Tatsache, dass der Bundesrat gleichentags den Abstimmungstermin
fur die Initiative bekanntgab, trug sicherlich zu dieser Wahrnehmung bei. Wahrend aber
zum Beispiel Le Temps und der Bote der Urschweiz den Entscheid als starkes Zeichen
und als Konzession an die SRG-Kritiker erachteten, sah die BZ die Anklindigung weniger
positiv. Dies sei typisch fur Doris Leuthard, die bei Problemen jeweils warte, bis sich
Mehrheiten gebildet hatten, um sich danach der Mehrheitsmeinung anzuschliessen und
ein Projekt zu prasentieren, das fur alle ein Zuckerchen beinhalte. Mehr als ein
politisches Zeichen des guten Willens sei dies aber nicht, da sich die SRG damit nicht
wirklich einschranken musse. Die Befurworter der No-Billag-Initiative kritisierten
insbesondere, dass damit wiederum eine Definition des Umfangs und der Ausrichtung
des Service public umgangen werde. Adrian Amstutz (svp, BE) erachtete die
kommunizierten Anderungen zwar als einen .ersten Schritt in die richtige Richtung",
dennoch musse der Grundauftrag der SRG viel enger gefasst werden. Kritisch sah auch
Natalie Rickli (svp, ZH) die Neuerungen, da unter dem Strich die Gesamteinnahmen
durch die Gebuhr stiegen und somit auch keine Notwendigkeit entstehen wirde, die
aus ihrer Sicht erforderlichen Einsparungen vorzunehmen.

Die SRG hingegen wird nach ersten Berechnungen CHF 40 bis 50 Mio. pro Jahr sparen
mussen, einerseits aufgrund des Gebuhrenplafonds, andererseits aber vor allem auch
wegen sinkender Werbeeinnahmen. Man musse daher ein Massnahmenpaket zur
Ausgabenreduktion unter bestmodglicher Wahrung des Programmangebots erstellen,
erklarte SRG-Sprecher Daniel Steiner.

Einen Monat nach der Abstimmung Uber die No-Billag-Initiative gab die SRG in einer
Medienmitteilung bekannt, dass sie in Erwagung ziehe, das Berner Radiostudio nach
Ziirich-Leutschenbach zu verlegen. Betroffen waren davon etwa 150 bis 170 Personen.
Eine ortliche Zusammenlegung von Radio-, TV- und Onlineinhalten wirde klare
publizistische Gewinne mit sich bringen, erklérte die SRG, weshalb auch das Zircher
Radiostudio von der Brunnhofstrasse nach Leutschenbach umziehen sollte. Die
Bundeshausredaktion sowie die «Regionalredaktion Bern, Freiburg, Wallis» sollten
hingegen in Bern verbleiben. Die freigewordenen Platze des Radiostudios sollte die
Generaldirektion der SRG Ubernehmen und damit das teurere Gebéaude im Ostring
verlassen kénnen. Mit dieser Massnahme soll ein Teil der Einsparungen tber CHF 100
Mio., welche die SRG nach der No-Billag-Abstimmung angekindigt hatte, erzielt
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werden. Im Gegenzug werde aber auch ein Ausbau der regionalen
Korrespondentenstandorte angestrebt, erkléarte die SRG. Man werde nun die
Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit der Massnahme Uberprufen, anschliessend werde
der Verwaltungsrat aufgrund dieser Resultate Gber den Umzug entscheiden.
Entschieden war zu diesem Zeitpunkt geméass SRG zwar noch nichts, dennoch regte sich
grosser Widerstand gegen die Ankindigung. Die Berner Stadtregierung erklarte in einer
Medienmitteilung, dass sie eine «transparente und ergebnisoffene
Standortiberprifung und ein klares Bekenntnis zu Bern als SRG-Hauptsitz mit Inland-
und Bundeshausredaktion» erwarte. Eine «starke Verankerung der SRG in der
Hauptstadt» sei zentral. Die CVP Bern lancierte eine Onlinepetition gegen die
Standortverlagerung und Ubergab diese der SRG-Generaldirektion nur zwei Wochen
spater mit 2°000 Unterschriften. Sehr aktiv zeigte sich auch der 2010 gegriindete Verein
«Hauptstadtregion Schweiz», dem die Kantone Bern, Neuenburg, Freiburg, Solothurn
und Wallis, verschiedene Stadte, Gemeinden und Regionalorganisationen angehoéren. Er
kritisierte die Idee unter anderem in einem Brief an Medienministerin Leuthard und
SRG-Verwaltungsratsprasident Jean-Michel Cina scharf und erklarte, er wirde sich
«mit aller Vehemenz» gegen den Umzug wehren. Kritische Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der SRG schlossen sich in der Organisation «Pro Radiostudio Bern»
zusammen und taten ihren Unmut zum Beispiel durch einen Protestbrief an die SRG-
Fuhrung kund. Sie flhlten sich vor den Kopf gestossen, weil sie - trotz ihres starken
Engagements gegen die No-Billag-Initiative - in dieser Frage nicht angehort wirden.
Schliesslich meldete sich auch der Vorstand der «Regionalgesellschaft Bern - Freiburg
- Wallis» zu Wort und kritisierte den Entscheid der SRG. lhr Prasident, Léander Jaggi,
erklarte sogar, man diskutiere mogliche Szenarien bei einem Umzug, unter anderem
auch den Austritt aus der SRG.

Ende August und somit kurz vor dem Entscheid des Verwaltungsrats fand auf dem
Bundesplatz eine Demonstration statt, an der sich Journalistinnen und Journalisten,
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter sowie Politikerinnen und Politiker
beteiligten. Schliesslich lberwies das Berner Kantonsparlament Anfang September mit
140 zu 7 Stimmen eine Motion mit dem Titel «Radiostudio gehdrt nach Bern» an die
Kantonsregierung, gemass der Letztere dem  Radiostudio bestmogliche
Rahmenbedingungen bieten soll. Obwohl sich zudem immer haufiger Politikerinnen und
Politiker des nationalen Parlaments — unter anderem Adrian Amstutz (svp, BE), Kurt Fluri
(fdp, SO) und Christian Levrat (sp, FR) - gegen den Entscheid der SRG aussprachen, gab
es im nationalen Parlament vorerst keine Vorstdsse zu diesem Thema. Bis diese erledigt
seien, habe der Verwaltungsrat der SRG wohl bereits entschieden, mutmassten die
Medien.

Ihren Widerstand gegen den Umzug begrindeten die verschiedenen Akteure unter
anderem damit, dass eine Konzentration der nationalen Medienhauser in Zirich mit
dem Prinzip einer foéderalistischen Schweiz in Widerspruch stehe. Die SRG lebe von
ihrer regionalen Struktur, erklarte etwa Nick Lithi, Leiter der Medienwoche. Deshalb
durfe sie ihre Standortwahl, im Unterschied zu den privaten Medienunternehmen, nicht
alleine aufgrund von betriebswirtschaftlichen Kriterien vornehmen. Man durfe die
nationale Politik nicht nur noch aus Zircher Sicht wahrnehmen, erklarte zum Beispiel
Priscilla Imboden von «Pro Radiostudio Bern». Bern sei das «Tor zur Schweiz flr das
Wallis», betonte Christophe Darbellay (VS, cvp) und auch «Pro Radiostudio Bern»
erklarte die SRG-Vertretung in Bern aufgrund ihrer Funktion als Turoffner fur die
Romandie fur sehr wichtig.

Insbesondere die SRG-Mitarbeitenden beflrchteten darlber hinaus eine Vermischung
der bisher vollstandig getrennten Radio-, Fernseh- und Online-Redaktionen. Die
Radiokultur mit Berichten, die in die Tiefe gingen, wirde so aufgrund der ungleichen
Krafteverhaltnisse marginalisiert und das gesunde Konkurrenzverhaltnis zwischen Radio
und Fernsehen wirde verschwinden, war zu vernehmen. Insbesondere auch die von der
SRG geplante Zusammenarbeit in einem Newsroom sei ein «Schritt zur Konvergenz von
Radio und Fernsehen», erklarte etwa Tobias Gasser, Produzent bei Echo der Zeit, das
ebenfalls vom Umzug betroffen ware. Die Mitarbeitenden flrchteten sich gemass
Medien auch davor, dass nach diesem ersten Schritt ein Verschmelzen der
Chefredaktionen von Radio und Fernsehen folgen kénnte. Umgekehrt argumentierte
etwa der Berner Regierungsrat Bernhard Pulver (BE, gp), dass eine Zentralisierung des
Radios, falls diese tatsachlich stattfinden musse, auch in Bern statt in Zurich geschehen
kénne. Diese |dee wurde kurze Zeit spater durch den Vorschlag von Stadt und Kanton
Bern sowie dem Verein Hauptstadtregion Schweiz, ein Kompetenzzentrum fur
Information inklusive Forschung und Entwicklung, Inlandberichterstattung, SRF News,
SRF Wirtschaft und Auslandkorrespondenten zu schaffen, bekraftigt.

Nicht gelten liessen die Kritikerinnen und Kritiker des Umzugs das Sparargument der
SRG: Das Sparpotenzial sei vergleichsweise tief; bei CHF 100 Mio., welche die SRG
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sparen musse, seien die CHF 3 bis 5 Mio., von denen im Laufe der Diskussionen die
Rede war, den Umzug nicht wert. Insbesondere zumal die Gegnerinnen und Gegner die
eigentlichen Einsparungen als noch tiefer einschatzten: Es sei nicht einfach,
Nachmieter fir das bis 2032 gemietete Hochhaus im Ostring zu finden. Der Umzug
lohne sich erst recht nicht, wenn der Verlust an Know-how mitberlcksichtigt werde. In
einem SRG-internen Dokument, auf das die Medien Bezug nahmen, hatte SRF-Direktor
Ruedi Matter anscheinend damit gerechnet, dass 20 bis 30 Prozent der Mitarbeitenden
den Umzug nicht mitmachen wirden. Zu einem spateren Zeitpunkt erklarte Matter, die
Zahl von 30 Prozent sei deutlich zu hoch. Auf das Kostenargument verwies auch die
Stadt Bern, die der SRG anbot, ihr bei der Suche nach einer glnstigeren, zentraleren
Immobilie fir die SRG-Generaldirektion sowie bei der Suche nach Nachmietern zu
helfen. In der Tat schlug die Stadt Bern geméass Medienberichten der SRG 18 mogliche
Immobilien zur Miete vor.

Im Laufe der Zeit immer wichtiger wurde das Argument, wonach die Ablehnung der No-
Billag-Initiative insbesondere auf die breite Verankerung der SRG und auf deren
Hochhalten der Dezentralisierung zurlckzufuhren sei. Dieser Umzugsentscheid
widerspreche jedoch ihrer Argumentation im Abstimmungskampf und stosse somit
einerseits die damaligen Unterstltzerinnen und Unterstitzter vor den Kopf und fihre
zudem zukUnftig zu Problemen. Kurt Fluri etwa sprach von einem «Schlag ins Gesicht
der Unterstitzter der SRG im Kampf gegen die No-Billag-Initiative». Zudem wurde der
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Umzugs knapp einen Monat nach der Abstimmung
kritisiert: Hatte die SRG die Anklndigung bereits zuvor gemacht, ware die Initiative
sicherlich nicht so deutlich abgelehnt worden, war der Tenor der Kritikerinnen und
Kritiker.

Die SRG konzentrierte sich vor allem auf eine Argumentationslinie: Sie spare «lieber bei
Mauern als bei Menschen», wurde Radio-Chefredaktorin Lis Borner, im Laufe der Zeit
aber auch zahlreiche weitere SRG-Funktionare, nicht mide zu betonen. Wenn das
Radio in Bern bleibe, musse auf andere Arten gespart werden, vermutlich auch durch
Stellenabbau, beteuerte Urs Leuthard. Zudem bleibe Bern ein zentraler Radio-
Produktionsstandort, Teile der Inlandredaktion sowie die Bundeshausredaktion
verblieben in Bern. Ein kleiner Teil der Zircher Inlandredaktion komme zudem
zusatzlich nach Bern, erganzte etwa die NZZ. Bern bleibe somit mit 550 Mitarbeitenden
- 150 davon Journalistinnen und Journallisten - der zweitgrésste SRG-Standort. Eine
lokale Verankerung bedeute nun aber nicht, dass die SRG Uberall gleich stark aufgestellt
sein musse, erklarte Matter. Die Medienvielfalt solle zudem gemass BAZ nicht mit einer
Vielfalt von Standorten gleichgestellt werden. Schliesslich beteuerten verschiedene
SRG-Funktionéare, dass man nicht vorhabe, Radio und Fernsehen zu fusionieren; unter
anderem blieben auch die Chefredaktionen getrennt. Unterstitzung erhielt die SRG
unter anderem von Filippo Lombardi (cvp, Tl), der den Protest der Umzugsgegnerinnen
und -gegner gegenlber den Medien als scheinheilig bezeichnete: Im Rahmen der No-
Billag-Abstimmung seien alle fir Sparen gewesen, bei der ersten konkreten Massnahme
wirden nun alle aufschreien. Er wies darauf hin, dass die SRG-Fihrung
unternehmerische Entscheide unabhéangig fallen kdnnen musse. Schliesslich wirde ein
Abbruch des Umzugs gemass NZZ ein «schlechtes Licht auf die Reformfahigkeit der
SRG» werfen.

Ende September 2018 entschied sich der SRG-Verwaltungsrat nach zweitagiger
Beratung endglltig fir den Umzug. Dieser soll Ende 2020 beginnen. Die betroffene
Belegschaft zeigte sich enttduscht, die Gewerkschaft SSM sprach von fehlender
Sensibilitat fur regionale Vielfalt. Sie kiindigte an, die Rechtméssigkeit des Entscheids zu
prufen, da sie nicht angehort worden sei, obwohl dies im Gesamtarbeitsvertrag so
vorgesehen sei. Die Stadt und der Kanton Bern sowie der Verein Hauptstadtregion
Schweiz gaben eine gemeinsame Medienmitteilung heraus, in der sie sich Uber den
Entscheid enttéduscht zeigten. Kurz darauf wurde bekannt, dass SRG-Generaldirektor
Gilles Marchand im Mai 2018 in einem weiteren SRG-internen Dokument gesagt habe,
dass sich der Umzug betriebswirtschaftlich nicht lohne, aber ein Verzicht darauf nicht
in Frage komme, um solchen Protesten an anderen Standorten zuklinftig nicht
Vorschub zu leisten. Ladina Heimgartner, stellvertretende Generaldirektorin der SRG,
habe zudem die oOffentliche Diskussion als irrational bezeichnet. Dies empfanden
verschiedene nationale Parlamentarierinnen und Parlamentarier gemass Medien als
Affront. Kurz darauf reichten vier Parteiprasidenten (Gerhard Pfister, cvp, ZG, Pa.lv.
18.448; Regula Rytz, gp, BE, Pa.lv. 18.450; Martin Landolt, bdp, GL, Pa.lv. 18.451 und
Albert Rosti, svp, BE, Pa.lv. 18.457) sowie ein Vizeprasident (Beat Jans; sp, BS; Pa.lv.
18.456) im Nationalrat und Beat Vonlanthen (cvp, FR; Pa.lv. 18.449) im Stédnderat
gleichlautende parlamentarische Initiativen ein, welche die Festschreibung der SRG-
Produktionsstandorte im Gesetz und somit den schwerpunktmassigen Verbleib des
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PARTEICHRONIK
DATUM: 20.12.2003
MAGDALENA BERNATH

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

SRG-Radiostudios in Bern forderten. Beat Jans erklarte dazu: «Die SRG hat uns Politiker
angehort, unsere Standpunkte zur Kenntnis ggnommen und dann einfach ignoriert. Also
werden wir nun eben gesetzgeberisch aktiv.» Dieses Vorgehen zog sowohl Beifall als
auch Kritik nach sich: Wegen der Medienfreiheit musse sich die Politik auf generelle
Vorgaben beschranken, erklarte etwa die NZZ.

Trotz Entscheids des Verwaltungsrats war der Umzug somit noch nicht definitiv, die
Bemuihungen um einen Verbleib des Radiostudios sowie die Diskussionen zu dieser
Frage werden folglich weitergehen; insbesondere auch deshalb, weil die SRG kurz vor
Bekanntgabe des Verwaltungsratsentscheids auch erkléarte, dass sie in Betracht ziehe,
einen Teil der Fernsehproduktion von Genf nach Lausanne zu verlegen. %

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im November wéhlte die Gewerkschaft VPOD SP-Vizeprésidentin Christine Goll (ZH) zu
ihrer neuen Prasidentin; Goll stellte ihr Amt in der SP auf Ende Jahr zur Verfligung. Ende
Dezember gab Christiane Brunner bekannt, sie werde am 6. Mérz 2004 als
Parteiprasidentin zuriicktreten. Sie hatte die Leitung der SP im Herbst 2000
Ubernommen, als die Partei nach dem Rucktritt von Ursula Koch heillos zerstritten war.
Als aussichtsreichster Anwarter auf ihre Nachfolge galt SP-Vizeprasident Hans-Jurg
Fehr (SH), Chancen wurden auch Preisiberwacher Werner Marti (GL) eingerdumt. Die
Berner Nationalratin Ursula Wyss wurde als Kandidatin fiirs Vizeprésidium gehandelt.

An ihrem ausserordentlichen Parteitag in Basel bestimmten die Sozialdemokraten den
Schaffhauser Nationalrat Hans-Jiirg Fehr zum Nachfolger von Parteiprasidentin
Christiane Brunner (GE). Wahrend der als kdmpferisch geltende Glarner Werner Marti
eher verkrampft und uninspiriert wirkte, vermochte Fehr die Delegierten mit einer
beherzten Rede und sachpolitisch engagiertem, in eigener Sache bescheidenem und
parteiintern integrativem Auftreten zu Gberzeugen. Auf Fehr entfielen 531 Stimmen, auf
Marti 360. Zu Vizeprésidenten wurden der Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard (VD)
und Ursula Wyss (BE) gewahlt. Im Hinblick auf die Abstimmungen vom Mai beschlossen
die Sozialdemokraten ohne Gegenstimme die Ablehnung der 11. AHV-Revision und des
Steuerpakets - fur den Abstimmungskampf hatte die Geschéftsleitung einen Kredit von
500'000 Fr. gesprochen. Die Mehrwertsteuererhdhung wurde mit wenigen
Gegenstimmen und Enthaltungen zur Annahme empfohlen. Nach rund dreistiindiger
Debatte, in der Bundesratin Micheline Calmy-Rey ihre Partei zu einer in Sozialfragen
forscheren Oppositionspolitik ermunterte, da Moritz Leuenberger und sie fur diese
Dossiers nicht zustandig seien, beschlossen die Delegierten einen pointierteren
Linkskurs - der Antrag der Jusos, aus dem Bundesrat auszutreten, blieb chancenlos.

In einem Grundsatzpapier zur Zukunft der Energieversorgung unterstrich die SP die
Machbarkeit des Ausstiegs aus der Kernkraft in naher Zukunft. Bei der Vorstellung der
Studie betonten der federfiihrende Autor, Nationalrat Rudolf Rechsteiner (BS), und SP-
Vize-Présidentin Ursula Wyss (BE), die Abschaltung der letzten Atomkraftwerke bis zum
Jahr 2024 sei machbar, wenn alternative Energien entsprechend geférdert und
Massnahmen fur einen effizienteren Energieverbrauch getroffen wirden. Angesichts
der bestehenden Risiken und des ungeldsten Entsorgungsproblems sei der Ausstieg aus
der Atomkraft notwendig. Das Papier sieht Investitionen insbesondere im Bereich der
Energiegewinnung aus Wind, Biogas und Abféllen vor. Um die anfallenden Investitionen
tragbar zu machen, wird die so genannte Einspeisevergitung propagiert, die
Stromproduzenten einen bestimmten Tarif bei der Abschreibung ihrer Investitionen
zusichert. %
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PARTEICHRONIK
DATUM: 18.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

ANDERES
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.11.2007
SABINE HOHL

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BUHLMANN

Im Mai kindigte die Fraktionspréasidentin der SP, Nationalratin Hildegard Fassler (SG),
Uberraschend ihren Rucktritt zum Ende der Sommersession an. Nach dem Verzicht
verschiedener Anwarter auf ihre Nachfolge verblieb Vize-Prasidentin Ursula Wyss (BE)
als einzige Kandidatin und wurde am 20. Juni mit 42 von 49 Stimmen klar zur neuen
Fraktionsprasidentin gewéhlt. Zu ihrer Nachfolgerin als SP-Vize-Prasidentin wahlte der
Parteitag im September Nationalratin Silvia Schenker (BS). In ihren bisherigen Amtern
bestétigte man den Prasidenten Hans-Jirg Fehr (SH) und den Vize-Prasidenten Pierre-
Yves Maillard (VD) fur weitere zwei Jahre.

Der Parteitag in Sursee (LU) im September stand im Zeichen der Verabschiedung der
Wabhlplattform . Fiir eine offene und 6kologische Schweiz™. Neben der Forderung nach
raschen Beitrittsverhandlungen mit der EU liegt der Schwerpunkt des Programms auf
der Fiskalpolitik, mit dem Engagement gegen den Steuerwettbewerb und degressive
Steuern als zentralem Punkt. In diesem Sinn beflrworteten die Delegierten einstimmig
die Lancierung der Volksinitiative ,Flr faire Steuern™. Diese verlangt zwar keine
vollstandige materielle Steuerharmonisierung, aber einen Grenzsteuersatz der
Gemeinde- und Kantonssteuern von mindestens 22% fur individuelle Einkommen ab
250'000 Fr. Bei Vermdgen von Uber 2 Mio Fr. soll der Steuersatz zumindest 0,5%
betragen mussen, wahrend die Kantone ihre Satze unterhalb der 250'000-Franken-
Marke frei festlegen durften. Insgesamt bot die Wahlplattform, die in vielen Punkten
dem letzten Wahlprogramm glich, wenig Anlass zur Diskussion. Lediglich bezlglich der
Europa-Politik kam es erneut zu einer Debatte Uber die bilateralen Vertrage und die
Wahrung des Service public. Zum Wahlziel setzte man sich, starkste Fraktion zu werden
und als solche aktiv die Regierungspolitik mitzugestalten. Fraktionschefin Ursula Wyss
forderte eine neue Mitte-Links-Mehrheit in der Regierung, wobei sie ausdrucklich das
Mandat des Freisinnigen Hans-Rudolf Merz in Frage stellte. Auch Parteipréasident Hans-
Jurg Fehr Ubte scharfe Kritik an der politischen Rechten und machte sich flr einen
dritten linken Regierungssitz stark. Ausserdem gaben die Delegierten zwei klare Ja-
Parolen heraus: Das Osthilfe-Gesetz wurde mit 314:1 Stimmen, die Familienzulagen mit
272:0 Stimmen befurwortet. 3

Fur Fehrs Nachfolge favorisiert wurden die Nationalrdte Christian Levrat (FR), Ursula
Wyss (BE) und Jacqueline Fehr (ZH). Levrat, Chef der Gewerkschaft Kommunikation,
vertrat die Ansicht, die Mutterpartei solle vermehrt dem klassisch linken Kurs der
westschweizerischen SP-Kantonalparteien folgen und vor allem auf das Thema der
wirtschaftlichen und sozialen Gerechtigkeit setzen. Er nannte als seine Ziele fir die SP,
sollte er zum Parteiprasidenten gewahlt werden, eine Belebung der internen Debatten,
eine professionellere Kampagnenfuhrung und eine grossere Présenz auf der Strasse. Da
alle anderen aussichtsreichen Kandidatinnen und Kandidaten fur das Parteiprasidium
verzichteten, blieb Levrat schliesslich der einzige Anwarter auf das Amt. ¥

Mit den Behauptungen, die .Dunkelkammer Standerat® werde immer linker und
»europhiler® und die ,Heimatmudigkeit™ in der kleinen Kammer kénne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Sténderat gewahlt wirden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Standeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehdérigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal - so die zugrunde liegende Idee - wirde der Standerat wieder fur Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel ,Sturm aufs Stockli™ Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Standen (OW, NW, AR, Al, Tl und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch fur die zahlreichen notigen zweiten Umgange mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit finf Vertretern im Standerat. Einer ihrer Sitze war bereits wahrend
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen fir Bundesratin Sommaruga im Frihling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stockli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubtlinden und
Aargau. In Graublnden war die SVP aufgrund der dortigen Starke der BDP nach dem
Ricktritt von Christoffel Brandli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
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scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Stdnderat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Sténderatssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehdéren. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestatigt und der fur den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rucktritt als Nationalrat reaktivierte Peter F6hn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geflihrt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) flhrten zwar zu zweiten
Wahlgangen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Personlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). *

Nach dem Rucktritt von Ursula Wyss (BE), war das SP-Fraktionsprasidium ab der
Frihjahrssession vakant. Fur die Nachfolge von Wyss bewarben sich Jacqueline Fehr
(ZH) und der bisherige Fraktionsvizepréasident Andy Tschimperlin (SZ). Obwohl die gut
vernetzte Fehr als Favoritin galt, musste sie nach der Niederlage bei den
Bundesratswahlen von 2010 gegen Simonetta Sommaruga eine weitere Schlappe
einstecken. Mit 27 zu 25 Stimmen wurde namlich Tschimperlin zum neuen
Fraktionsprasidenten bestimmt, was auch diesen selber Uberraschte. In der Presse
wurde gemutmasst, dass Fehr von der Fraktion als zu pointiert, zu eigensinnig, zu wenig
kompromissbereit und auch weniger integrativ als Tschimperlin beurteilt worden sei.
Fehr kindigte in der Folge ihren Ricktritt aus der nationalen Politik = nach 17 Jahren in
Bern - per Ende Legislatur an. Auch das zweikopfige Fraktions-Vizeprasidium, das in
der Regel von einem Stéanderat und einem Nationalrat besetzt wird, musste nach der
letztjahrigen Wahl von Alain Berset in den Bundesrat und der Wahl Tschimperlins neu
besetzt werden. Als Nachfolge wurden Anita Fetz (BS) und Roger Nordmann (VD)
gewshlt. %
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